
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Stellungnahme des Diakonie Flüchtlingsdienstes zum Entwurf 
eines Gesetzes, mit dem das Burgenländische 
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Vorwort  

Der Diakonie Flüchtlingsdienst begrüßt das Vorhaben, mit dem burgenländischen 
Grundversorgungsgesetz den Vorgaben des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems 
(GEAS) Rechnung zu tragen und zu einer erhöhten Transparenz und Rechtssicherheit für 
die Normadressat:innen sowie zu einer eƯizienten und rechtssicheren Vollziehung 
beizutragen.  

Insbesondere ist begrüßenswert, dass die Personengruppe mit einem Aufenthaltstitel 
gem. § 54a AsylG zum anspruchsberechtigten Personenkreis gezählt wird und dass eine 
Berücksichtigung von besonders schutzbedürftigen Personen vorgesehen ist. Auch ist es 
begrüßenswert, dass die im Rahmen der Grundversorgung beauftragten Einrichtungen 
oder Institutionen sich bei Erfüllung der übertragenen Aufgaben künftig entsprechend 
geschulter Personen zu bedienen haben.  

Gleichzeitig möchte der Diakonie Flüchtlingsdienst im Rahmen dieser Stellungnahme 
wesentliche Bedenken hinsichtlich der gesetzlichen Ausgestaltung aufzeigen, 
insbesondere im Hinblick auf die unverhältnismäßig kurz bemessene Meldefrist, 
Leistungseinschränkungen und Strafbestimmungen.  

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass die Grundversorgung ihrem Ausmaß nach nur das 
absolut Lebensnotwendigste zur Verfügung stellt und keine nachhaltige soziale Teilhabe 
ermöglicht. Leistungskürzungen und Einstellungen sollten daher nach sorgfältiger 
Einzelfallprüfung und Interessensabwägung erfolgen. Dringend hinweisen möchte der 
Diakonie Flüchtlingsdienst in diesem Zusammenhang auf ein jüngst ergangenes Urteil 
des europäischen Gerichtshofs (Urteil vom 6. Juni 2026, C-621/24, Landkreis 
Schweinfurt), aus dem hervorgeht, dass eine Einschränkung oder ein Entzug von nach der 
Aufnahme-Richtlinie zustehenden Leistungen nur aufgrund der dort angeführten 
Umstände zulässig ist.  

Zudem wird unter dem Hinweis auf die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofs (VwGH 
23.3.2026, Ro 2024/17/0002) dafür plädiert, den aktuell geltenden Wortlaut des § 3 Abs. 
2 Bgld. Landesbetreuungsgesetz beizubehalten.  

Das derzeitige System der Grundversorgung ist nur in einem geringen Ausmaß in der Lage, 
den Betreuungsbedarf der betroƯenen Personen zu identifizieren und geeignete 
Unterbringungsformen zu bieten. Die in der EU-Aufnahmerichtlinie (RL 2024/1346) 
vorgesehene Regelung zur Vulnerabilitätsprüfung von Antragsteller:innen betriƯt auch die 
Landesgesetzgebung, da diese fortlaufend stattzufinden hat. Die Neugestaltung des 
Landesgesetzes könnte eine einmalige Gelegenheit darstellen, den Betreuungsbedarf 
vulnerabler Gruppen umfassend zu erheben, um entsprechende Maßnahmen setzen zu 
können.    
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Zum Gesetzesentwurf 

 

§ 3 BegriƯsbestimmungen, Voraussetzungen  

Zu Z 4: Aufnahme von Personen mit einem Aufenthaltstitel gem. § 46a NAG in den 
leistungsberechtigten Personenkreis  

§ 3 Abs. 1 Z 4 normiert den Personenkreis der schutzbedürftigen Fremden. Nicht umfasst sind 
dabei jene Personen, denen gem. Art. 23 Status-Verordnung (VO EU 2024/1347) als 
Familienangehörige von Personen, denen internationaler Schutz gewährt wurde, aus Gründen der 
Wahrung der Einheit der Familie ein Aufenthaltstitel gem. § 46a NAG erteilt wurde.   

Gem. Art. 23 Abs. 6 Status-Verordnung steht diesem Personenkreis die in den Artikeln 25 bis 32, 
34 und 35 Status-VO genannten Rechte zu. Im Hinblick auf Leistungen der Sozialen Sicherheit und 
Sozialhilfe ist anzumerken, dass subsidiär Schutzberechtigte nach derzeitiger Rechtslage 
lediglich Anspruch auf Grundversorgung im Sinne einer Kernleistung haben (vgl. dazu VwGH Ra 
2017/10/0134, 29.11.2018). Sohin ist auch Familienangehörigen von subsidiär 
Schutzberechtigten mit einem Aufenthaltstitel gem. § 46a NAG Grundversorgung zu gewähren.  

Ebenso betriƯt dies Familienangehörige von Personen, denen die Flüchtlingseigenschaft 
zuerkannt wurde, jedenfalls in den ersten vier Monaten ab Zuerkennung des Aufenthaltstitels.  

Es wird daher dringend angeregt, Personen mit einem Aufenthaltstitel gem. § 46a in den 
Personenkreis der schutzbedürftigen Fremden aufnehmen.  

 

Zu Z 5: Nennung besonders schutzbedürftiger Personen und Erfordernis einer 
Vulnerabilitätsprüfung  

ZiƯer 5 enthält eine zwar demonstrative Aufzählung von besonders schutzbedürftigen Personen, 
auƯällig ist jedoch im Vergleich zu Art. 24 RL (EU) 2024/1346 (Aufnahme-Richtlinie), dass die dort 
ausdrücklich genannte Personengruppe der lesbisch, schwulen, bisexuellen, trans und 
intergeschlechtlichen Personen im Gesetzesentwurf nicht genannt werden. Warum genau diese 
Personengruppe nicht genannt wird, ist auch in den Erläuterungen nicht dargelegt.  

Zudem nennt Art. 24 bei psychischen Störungen ausdrücklich auch die posttraumatische 
Belastungsstörung, und bei Gewalt deutlich detaillierter etwa geschlechtsspezifische Gewalt, 
FGM, Kinder- oder Zwangsehen sowie rassistisch oder religiös motivierte Gewalt. Auch wenn es 
sich in § 3 Abs. 1 Z 5 um eine demonstrative Aufzählung handelt, wird im Sinne der Konsistenz und 
der Rechtssicherheit der betroƯenen Personen angeregt, den Wortlaut von Art. 24 RL (EU) 
2024/1346 (Aufnahme-Richtlinie) übernehmen.  

Zudem sieht Art. 25 der Richtlinie eine individuelle Beurteilung besonderer Aufnahmebedürfnisse 
vor. Diese soll so bald wie möglich nach Antragstellung erfolgen und ist in § 2b GVG-Bund geregelt. 
Außerdem sind besondere Bedürfnisse, die erst in einer späteren Phase des Verfahrens zur 
Gewährung internationalen Schutzes zutrage treten, ebenso zu beurteilen und zu 
berücksichtigen. Demnach braucht es auch in der Landesgesetzgebung eine entsprechende 
Regelung, mit der eine solche Beurteilung und Berücksichtigung von besonderen Bedürfnissen 
gewährleistet wird.  
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Es wird daher angeregt, eine konkrete Vorgangsweise unter Nennung der dafür zuständigen 
Stelle zur Feststellung, Dokumentation und laufenden Berücksichtigung besonderer 
Aufnahmebedürfnisse zu normieren. Die Aufzählung in § 3 Abs. 1 Z 5 sollte an Art. 24 der 
Aufnahme-Richtlinie angepasst und insbesondere um die dort ausdrücklich genannte 
Gruppe der LGBTI-Personen ergänzt werden. Es ist sicherzustellen, dass für diese 
Personengruppe Schutzmaßnahmen getroƯen werden können.  

 

Zu Z 7: BegriƯ der Familienangehörigen, minderjährige Kinder   

§ 3 Abs. 1 Z 7 regelt den BegriƯ der Familienangehörigen, wobei in den Erläuterungen angeführt 
wird, dass damit die Definition betreƯend die Familienangehörigen gem. § 2 Z 3 Aufnahme-
Richtlinie (RL EU 2024/1346) umgesetzt werde.  

Z 7 lit b, erster Satz, im Gesetzesentwurfs nennt „zum Zeitpunkt der Antragstellung minderjährige 
oder volljährige unterhaltsberechtigte Kinder der unter lit. a genannten Familienangehörigen“. Die 
hier genannte lit. a nennt „Ehegatten oder eingetragene Partner“ als Familienangehörige.   

Durch diese Formulierung werden eigene Kinder des:der hilfs- und Schutzbedürftigen Fremden 
nicht umfasst, wie bspw. Kinder, die aus vorangegangener Beziehung als mit der in lit. a genannten 
Person entstanden sind. Die Aufnahme-Richtlinie nennt unter Art. 2 Z 3 lit. b „die minderjährigen 
oder volljährigen unterhaltsberechtigten Kinder der unter Buchstabe a genannten Paare oder des 
Antragstellers“. Es wird hiermit angeregt, in unionsrechtskonformer Umsetzung eine 
terminologische Anpassung vorzunehmen.  

 

Zu Abs. 2 Z 3: Ausschluss von Personen ohne Zuweisung durch die zuständige Bundesstelle  

Der bislang unter § 2 Abs. 5 Z 3 Bgld. Landesbetreuungsgesetz geregelte Ausschluss von 
Personen, die eine Grundversorgungsleistung im Burgenland beantragen, ohne dass die in der 
Grundversorgungsvereinbarung durch die zuständige Bundesstelle vorgesehene Zuweisung 
vorgenommen oder abgewartet wurde, wird mit selbem Wortlaut in den Gesetzesentwurf 
übernommen.  

Es darf an dieser Stelle auf die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofs hingewiesen werden (VwGH 
23.3.2026, Ro 2024/17/0002, sowie zuvor VwGH 20.12.2018, Ra 2018/21/0154), womit es 
unionsrechtlich ohne Belang ist, welche Gebietskörperschaft die nach der Aufnahme-Richtlinie 
gebotenen Leistungen erbringt. Besteht nach dem einschlägigen Landesrecht ein Anspruch, ist 
das betreƯende Bundesland auch dann zur Leistung verpflichtet, wenn die nach der 
Grundversorgungsvereinbarung vorgesehene Zuteilung noch nicht erfolgt ist. 

Die innerstaatliche Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern darf daher nicht 
zu einer Lücke in der Versorgung führen. Dies entspricht nunmehr auch Art. 7 Abs. 2 der 
Aufnahme-Richtlinie, wonach die Mitgliedstaaten ihr Aufnahmesystem zwar durch Zuweisungen 
organisieren dürfen, dies jedoch nur unter der Voraussetzung, dass alle Antragsteller:innen ihre 
Rechte nach der Richtlinie eƯektiv in Anspruch nehmen können. Gemäß Art. 19 Abs. 1 müssen 
materielle Aufnahmeleistungen ab Stellung des Antrags auf internationalen Schutz verfügbar 
sein. 
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Diese Rechtsprechung ist bei der Neufassung des Burgenländischen Grundversorgungsgesetzes 
entsprechend zu berücksichtigen. Eine fehlende Zuweisung nach der 
Grundversorgungsvereinbarung darf für sich allein nicht dazu führen, dass eine aufgrund von 
Unionsrecht anspruchsberechtigte Person von Grundversorgungsleistungen ausgeschlossen 
wird. Die innerstaatliche Zuständigkeits- und Kostenteilung zwischen Bund und Ländern kann den 
unionsrechtlich gewährleisteten Anspruch auf materielle Aufnahmeleistungen nicht 
beschränken. Der in § 3 Abs. 2 Z 3 des Entwurfs vorgesehene pauschale 
Anspruchsausschluss wegen einer fehlenden bzw. nicht abgewarteten Zuweisung ist daher 
jedenfalls dahingehend anzupassen, dass keine Versorgungslücke entstehen kann und der 
eƯektive Zugang zu den nach der Aufnahmerichtlinie gebotenen Leistungen jederzeit 
gewährleistet bleibt. Dies gilt insbesondere dann, wenn eine weitere Betreuung durch den Bund 
nicht erfolgt und sich die betroƯene Person tatsächlich im Burgenland aufhält. 

 

§ 4 Anspruch – Kumulative Aufenthaltserfordernis  

Der geplante § 4 Abs. 1 stellt auf den Hauptwohnsitz und den tatsächlichen Aufenthalt im 
Burgenland als Anspruchsvoraussetzung ab, anders als in der noch geltenden Fassung des § 3 
Abs. 2 Bgld. Landesbetreuungsgesetz, wonach Leistungen der Grundversorgung hilfs- und 
schutzbedürftigen Fremden zu gewähren sind, „die ihren Hauptwohnsitz oder mangels eines 
solchen ihren Aufenthalt im Burgenland haben“.  

Personen, die obdachlos wurden und die über keine Hauptwohnsitzmeldung verfügen, 
wären damit von der Grundversorgung im Burgenland ausgeschlossen. Der Zugang zu einer 
existenzsichernden Maßnahme, um Obdachlosigkeit zu beenden, bleibt ihnen damit 
verwehrt.  

Die derzeit geltende Regelung erfüllt hingegen eine wesentliche AuƯangfunktion für jene Fälle, in 
denen Antragsteller:innen über keinen Hauptwohnsitz verfügen oder nach Zulassung des 
Asylverfahrens noch keinem Bundesland zugewiesen wurden.  

Gerade für eine solche Konstellation hat der VwGH jüngst einen Grundversorgungsanspruch nach 
dem Wiener Grundversorgungsgesetz bestätigt: Der BetroƯene hielt sich tatsächlich in Wien auf, 
war dort obdachlos gemeldet und war keinem Bundesland zur Grundversorgung zugewiesen 
worden (VwGH 23.3.2026, Ro 2024/17/0002). Der VwGH verwies dabei auf seine ständige 
Rechtsprechung zum durchsetzbaren Anspruch auf Grundversorgung, wie in dieser 
Stellungnahme bereits zu § 3 Abs. 2 Z 3 ausgeführt wurde.  

Durch das zusätzliche Erfordernis eines Hauptwohnsitzes würde insbesondere für Obdachlose, 
oder keinem Bundesland zugewiesene Antragsteller:innen, die bisher bestehende 
AuƯangzuständigkeit aufgrund des tatsächlichen Aufenthalts beseitigt. Es besteht damit die 
konkrete Gefahr, dass Personen trotz unionsrechtlichen Leistungsanspruchs weder vom 
Bund noch von einem Land versorgt werden. Eine derartige Versorgungslücke ist mit dem 
Gebot des eƯektiven Zugangs zu den materiellen Aufnahmeleistungen nicht vereinbar. Es 
wird daher dringend empfohlen, die bisherige Anknüpfung an den Hauptwohnsitz oder, mangels 
eines solchen, an den tatsächlichen Aufenthalt im Burgenland beizubehalten. 

Zudem gilt auch nach der Art. 13 Massenzustromrichtlinie (2001/55/EG), dass die 
Mitgliedsstaaten dafür Sorge tragen, dass Personen, die vorübergehenden Schutz genießen, 
angemessen untergebracht werden oder gegebenenfalls Mittel für eine Unterkunft erhalten.  
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Den Zugang zur Grundversorgung von einer Vorliegenden Hauptwohnsitzmeldung abhängig zu 
machen, würde insbesondere in der ersten Phase des Ankommens dazu führen, dass die 
betroƯenen Personen nicht untergebracht werden und so erst eine Obdachlosigkeit und Notlage 
erzeugt wird.   

Für subsidiär Schutzberechtigte regelt Art. 34 VO (EU) 2024/1347 (Status-Verordnung) den Zugang 
zu Unterbringung. In Erwägungsgrund 70 der Verordnung wird klargestellt, dass Wohnbeihilfen 
(iSd. Art. 31) als Kernleistungen gelten. Für subsidiär Schutzberechtigte stellt nach derzeitigem 
Stand der Judikatur (vgl. dazu VwGH Ra 2017/10/0134, 29.11.2018) die Grundversorgung diese 
Kernleistung dar, die zu gewährleisten ist.  

Es wird dringend dafür appelliert, zur Vermeidung und Bekämpfung von Obdachlosigkeit und 
in unionsrechtskonformer Auslegung die bisherige Regelung beizubehalten und weiterhin 
auf den Hauptwohnsitz oder, mangels eines solchen, auf den tatsächlichen Aufenthalt im 
Burgenland abzustellen.  

 

Zu § 5, Informations- und Mitwirkungspflichten 

Die in § 5 Abs. 1 Z 2 vorgesehene Vorlagepflicht von 3 Tagen ist entschieden zu kurz und 
absolut unverhältnismäßig – insbesondere im Hinblick auf die in § 18 Abs. 1 Z 1 vorgesehene 
verwaltungsstrafrechtliche Sanktionierung einer verspäteten Meldung.  

Gerade Menschen, die sich noch nicht lange in Österreich aufhalten, sind auf Unterstützung 
durch fachlich qualifiziertes Personal angewiesen, um überhaupt einschätzen zu können, ob es 
sich um relevantes Dokument handelt. Das gilt bspw. auch für ältere Personen oder für 
Menschen, die aus einer Krisenregion kommen und kaum Bürokratieerfahrung haben. Auch sind 
Anfahrtswege zu Beratungsstellen und die damit verbundenen Fahrtkosten eine wesentliche 
Barriere. Zwar kann einiges digital abgewickelt werden, jedoch verfügen nicht alle Personen über 
die erforderlichen Mittel und Kompetenzen. Kritisch ist zudem zu beurteilen, dass manche 
Personen aufgrund von einer Sprachbarriere oder wegen Rechtsunkundigkeit höchstpersönliche 
Unterlagen notgedrungen in einen KI-gestützten Dienst hochladen, um eine schnelle 
Übersetzung oder Erklärung zu bekommen, die zudem unrichtig sein kann. Eine solche 
Entwicklung sollte von der Landesgesetzgebung nicht gefördert werden.  

Der Verwaltungsgerichtshof hat selbst im Verwaltungsstrafverfahren eine dreitägige Frist zur 
Stellungnahme zu einem erstmals erhobenen Beweisergebnis als grundsätzlich zu kurz beurteilt 
(VwGH 25.3.1992, 91/02/0105). Nach jüngerer Rechtsprechung stellt eine Frist von drei Tagen 
selbst für die bloße Übermittlung einer einzigen bereits vorhandenen Unterlage lediglich die 
„absolute Untergrenze“ einer angemessenen Frist dar (VwGH 3.2.2023, Ro 2022/03/0033). Umso 
weniger erscheint eine starre Dreitagesfrist angemessen, wenn BetroƯene zunächst erkennen 
und beurteilen müssen, ob eine Änderung ihrer persönlichen, wirtschaftlichen, familiären, 
wohnlichen oder aufenthaltsrechtlichen Verhältnisse für den Grundversorgungsanspruch 
maßgeblich ist. Dies gilt insbesondere, weil bereits die nicht rechtzeitige Meldung nach § 18 des 
Entwurfs eine Verwaltungsübertretung darstellt. 
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Zu §7, Einsatz eigener Mittel und Rückerstattung  

Die pauschale Anrechnung des Pflegegeldes wird im vorliegenden Gesetzesentwurf beibehalten, 
obwohl das Pflegegeld einer deutlichen Zweckbindung unterliegt und nicht für den Lebensbedarf 
vorgesehen ist. Pflegegeld dient der Abdeckung eines pflegebedingten Mehraufwandes und steht 
daher regelmäßig nicht für den allgemeinen Lebensunterhalt zur Verfügung (VwGH 30.9.2015, Ra 
2015/10/0090). Eine pauschale Anrechnung würde gerade besonders schutzbedürftige Personen 
zwingen, eine zweckgebundene Leistung zur Deckung des allgemeinen Lebensunterhalts 
einzusetzen. Dies ist auch mit Art. 19 Abs. 6 der Richtlinie (EU) 2024/1346 schwer vereinbar, 
wonach bei der Berücksichtigung eigener Mittel die Verhältnismäßigkeit, die persönlichen 
Umstände sowie besondere Aufnahmebedürfnisse zu berücksichtigen sind. Pflegegeld sollte 
daher aus § 7 Abs. 2 gestrichen bzw. jedenfalls nur insoweit angerechnet werden, als es nicht 
zur Deckung des Pflegebedarfs benötigt wird.  

Anrechnung, Kostenbeitrag und Rückerstattung sollten ausdrücklich an die Vorgaben des Art. 19 
Abs. 6 Aufnahme-Richtlinie gebunden werden. Maßgeblich ist nicht das bloße Vorhandensein von 
Einkommen oder Vermögen, sondern ob ausreichende Mittel zur Sicherung eines angemessenen 
Lebensstandards bestehen.  

Zudem sind Verhältnismäßigkeit, persönliche Umstände, Menschenwürde und besondere 
Aufnahmebedürfnisse zu berücksichtigen. Eine pauschale Anrechnung oder Rückforderung ohne 
diese Einzelfallprüfung greift zu kurz. 

 

Dringend angeregt wird an dieser Stelle, dass Zuwendungen nach dem AE-UFG, insbesondere 
die Starthilfe im Krisenfall für Gewaltopfer, nicht pauschal an die Grundversorgung 
angerechnet werden und dies zu einer Beendigung der Grundversorgung oder womöglich der 
Krankenversicherung führt. Das würde der sichernden Intention des Bundesgesetzgebers, 
gewaltbetroƯene, alleinerziehende Personen in dieser schweren Situation zu unterstützen, 
entgegenwirken.   

 

Zu § 8, Leistungseinschränkungen  

§ 8 des Gesetzesentwurfs ist in der vorliegenden Fassung im Hinblick auf Art. 23 Aufnahme-
Richtlinie unionsrechtswidrig. Der Entwurf ermöglicht undiƯerenziert die Einschränkung oder 
Einstellung sämtlicher Leistungen nach § 6, obwohl die Richtlinie je nach Pflichtverletzung 
unterschiedliche Rechtsfolgen vorsieht und einen vollständigen Entzug materieller 
Aufnahmeleistungen nur in eng begrenzten Fällen zulässt. Erst kürzlich hat der Gerichtshof der 
Europäischen Union klargestellt, dass eine Einschränkung oder ein Entzug von nach der 
Aufnahme-Richtlinie zustehenden Leistungen nur aufgrund der in dieser Richtlinie angeführten 
Umstände zulässig ist (Urteil vom 6. Juni 2026, C-621/24, Landkreis Schweinfurt). Dieser Teil des 
Gesetzesentwurfs sollte daher hinsichtlich der Sanktionsgründe, zulässigem Umfang der 
Leistungskürzung und verbleibender medizinischer Versorgung zur Gänze an Art. 23 der 
Aufnahme-Richtlinie angepasst werden. 
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Zu § 8 Abs. 6  

Besonders bedenklich ist daher auch die beibehaltene, zwingende Einstellung der 
Grundversorgung nach zweimaliger Ablehnung gemeinnütziger Hilfstätigkeiten (§ 8 Abs. 6), zumal 
Art. 23 der Aufnahmerichtlinie einen solchen Sanktionsgrund nicht vorsieht. Durch den 
drohenden Verlust der Grundversorgung wird die gemeinnützige Hilfstätigkeit mit einem 
grundrechtlich äußerst zweifelhaften Zwangscharakter versehen. Es wird daher dafür appelliert, 
diese Bestimmung und die damit korrespondierende Regelung in § 9 Abs. 3 des 
Gesetzesentwurfes zur Gänze zu streichen.  

 

Zu § 8 Abs. 1  

Der erste Satz der Z 1 von § 8 Abs. 1 sieht eine Einstellung und Einschränkung der 
Grundversorgung vor, wenn Leistungsberechtigte „sich gewalttätig verhalten, die 
Aufrechterhaltung der Ruhe, Ordnung oder Sicherheit n einer Unterkunft durch ihr Verhalten grob 
oder wiederholt nachhaltig gefährden oder sich wiederholt ungebührlich verhalten.“ Die 
Formulierung „sich gewalttätig verhalten“ ist zu unklar und entspricht nicht dem 
Bestimmtheitsgebot. Es geht nicht hervor, ob es sich um ein gewalttätiges Verhalten in der 
Unterkunft handelt oder ob die Grundversorgung generell bei gewalttätigem Verhalten – überall – 
eingestellt oder gekürzt werden soll.  

In dieser zweifelhaften Auslegung wäre völlig unklar, woran sich die Feststellung des gewalttätigen 
Verhaltens bemisst.  

Der Wortlaut von Z 6 („nicht an obligatorischen Integrationsmaßnahmen teilnimmt“) ist 
dahingehend an Art. 23 Abs. 2 lit f anzupassen, dessen zweiter Halbsatz lautet: „sofern 
solche Maßnahmen (…) angeboten oder gefördert werden, es sei denn es liegen Umstände 
vor, die außerhalb des Einflussbereichs des Antragstellers liegen“. Ohne eine ausreichend 
bestimmte Bestimmung in der Landesgesetzgebung, besteht das Risiko, dass es zu 
unionsrechtswidrigen Kürzungen und Einstellungen kommen wird.  

 

Zu § 13, Verarbeitung personenbezogener Daten  

In § 13 Abs. 6 des Gesetzesentwurfs wird festgelegt, dass Unterkunft- und Bestandgeber sowie 
sonstige Leistungserbringer als datenschutzrechtlich Verantwortliche nach Art. 4 Z 7 DSGVO im 
Rahmen der Erbringung von Leistungen nach diesem Gesetz und zum Zwecke der 
Leistungserbringung erforderliche, taxativ aufgezählte, personenbezogene Daten, verarbeiten 
dürfen.  

Es sollte klargestellt werden, dass die Aufzählung in § 13 Abs. 6 lediglich jene 
Datenverarbeitungen erfasst, die unmittelbar auf Grundlage des Bgld. GvG zulässig sind, und die 
Verarbeitung weiterer für eine fachgerechte Betreuung erforderlicher Daten auf Grundlage einer 
anderen Rechtsgrundlage der DSGVO – insbesondere einer wirksamen Einwilligung der 
betroƯenen Person – unberührt bleibt. 
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Zu § 18, Strafbestimmungen  

Die im § 18 Abs. 1 vorgesehenen Strafbestimmungen sind unverhältnismäßig, insbesondere 
erzeugen sie eine teilweise gedoppelte Sanktionierung, da im Gesetzesentwurf bereits 
Leistungskürzungen vorgesehen sind.  

 

Zu Z1  

Diese Bestimmung erscheint zu weitgehend und ist insbesondere angesichts der sehr kurzen 
dreitägigen Meldefrist und der weit gefassten Mitwirkungspflichten problematisch. Zudem 
berücksichtigt § 5 Abs. 3 selbst einen „triftigen Grund“ für die unterbliebene Mitwirkung, während 
eine entsprechende Einschränkung in der Strafbestimmung fehlt. Die Strafbarkeit sollte daher 
jedenfalls auf wesentliche und schuldhafte und trotz schriftlicher AuƯorderung begangene 
Pflichtverletzungen beschränkt werden. 

Hinsichtlich der verwaltungsstrafrechtlichen Sanktionierung eines Verstoßes gegen die 
Auskunftspflichten nach § 14 Abs. 7 und 8 ist zu bedenken, dass Antragsteller:innen, Vertriebene 
und subsidiär Schutzberechtigte bereits mit erheblichen Hürden beim Zugang zum Arbeits- und 
Wohnungsmarkt konfrontiert sind. Die Androhung einer Verwaltungsstrafe gegenüber 
Dienstgeber:innen und Vermieter:innen kann daher mittelbar zu einer zusätzlichen 
Benachteiligung dieser Personengruppen führen und die Bereitschaft, Arbeits- oder 
Mietverhältnisse mit ihnen einzugehen, weiter vermindern. Darüber hinaus erscheint die 
Regelung auch systematisch nicht nachvollziehbar: Die inhaltlich nächstgelegene Bestimmung 
des § 33 Abs. 1 Z 3 Bgld. SUG sanktioniert lediglich die Verletzung der Auskunftspflicht durch 
Dienstgeber, nicht jedoch jene durch Vermieter. Ein sachlicher Grund für diese abweichende 
Behandlung im Bereich der Grundversorgung ist nicht ersichtlich. 

 

Zu Z 4 

Bedenken bestehen auch gegen die Sanktionierung grober oder wiederholter Verstöße gegen die 
jeweils geltende Hausordnung. Verwaltungsstrafbestimmungen müssen das strafbare Verhalten 
besonders genau und für die Normunterworfenen eindeutig erkennbar bestimmen. Da der 
Entwurf weder Inhalt noch Mindestanforderungen und Grenzen der Hausordnungen festlegt 
oder auf eine solche – öƯentlich zugängliche – Regelung an anderer Stelle verweist, sollte 
eine Verwaltungsstrafe nicht unmittelbar an Verstöße gegen hausinterne Regelwerke 
geknüpft werden. Die Aufnahmerichtlinie ermöglicht zwar Disziplinarmaßnahmen nach den 
Regeln einer Unterkunft, dennoch muss dem Bestimmungsgebot nachgekommen werden – 
insbesondere, da Quartiergeber:innen idR. keine Organe der Landesverwaltung sind sondern 
private Vertragspartner:innen des Landes.   

 

Zu § 19 Abgabenbefreiung  

Im Sinne der Rechtssicherheit für die normunterworfene Personengruppe wird an dieser Stelle 
angeregt, dass die Formulierung zur Gebührenbefreiung sämtliche Eingaben, Amtshandlungen 
und schriftlichen Ausfertigungen umfasst.  


